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Vorwort

Wirtschaftsförderung ist nichts
Neues. Es ist auch nichts
Spektakuläres. Sie ist aber
notwendig, will man den vor-
handenen und den ansied-
lungswilligen Investoren einen
kommunalpolitisch belastba-
ren Handlungsrahmen für
unternehmerische Entscheidun-
gen geben.

Der Ruf nach dem Staat wird
von den Liberalisierungsbe-
fürwortern im Grundsatz ver-
neint. Lästig sei die öffentliche
Hand eher, sie verfüge teil-
weise über das Eigentum des
Unternehmers, sie griffe in
seine Entscheidungskompe-
tenz durch Gesetz, Durchfüh-
rungsbestimmungen und Voll-
zug öffentlich-rechtlicher Nor-
men ein. Wie weit wünschen
sich viele Unternehmer oder
die, die es noch werden wol-
len, die öffentliche Hand weg?
Wie hoch ist der „Lästigkeits-
faktor“ der öffentlichen Ver-
waltung?

Anders ist es jedoch, wenn
eben diese Befürworter von
Liberalisierung und Privatisie-
rung sich auf die Seite bege-
ben, auf der Nehmen seeliger
als Geben ist! Dann werden
aus glühenden Verehrern der
Privatisierung diejenigen, die
sich an den Wohltaten, die es
zu erzielen gilt, gütlich halten
wollen.

Der Wettbewerb der Nachfra-
ger von Industrieansiedlungs-
flächen zwingt häufig Kom-
munen und deren Politiker,
Zugeständnisse in durchaus
respektablen Größenordnun-
gen einzuräumen. Das fängt
bei niedrigen Grundstücksprei-
sen an, geht über temporäre
Freistellung im Bereich der
Gewerbesteuer und endet
häufig bei Niedrigpreisverträ-
gen für kommunale Ver- und
Entsorgungsleistungen.
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Und wenn Politiker Erfolge
brauchen, um ihren Wählern
Erfolge in der Neuansiedlung
von Gewerbebetrieben zu
melden, sind bestimmte Zeit-
intervalle vor Wahlen für an-
siedlungswillige Investoren
tendenziell sehr kostenscho-
nend.

Bloß was ist mit den Unter-
nehmen, die schon da sind?
Haben sie keine Ansprüche,
z. B. in der Flächenbereitstel-
lung in Rahmen von Be-
triebserweiterungen, Gewer-
besteuerentlastungen? Auch
aus diesen Reihen mutieren
Unternehmen vom Privatisie-
rungsanhänger zum Subventi-
onsempfänger.

Wie passt das alles noch zu-
sammen? Was macht eigent-
lich noch Sinn? Ist Wirt-
schaftsförderung nur noch der
Beliebigkeit ausgesetzt oder
ist die geordnete Entwicklung
der kommunalen Unterneh-
mensstruktur ein Auslaufmo-
dell in unserer schnellen Zeit?
Zugegeben, viele Fragen auf
einmal. Nur diese Fragen

müssen gestellt werden, wenn
Kommunen ihre ureigene
Strategie entwickeln, Unter-
nehmen und Unternehmer zu
fördern. Zielgenau muss es
sein. Bitte nicht mit der Gieß-
kanne. Kleiner Einsatz bringt
auch in diesem Zusammen-
hang und in der Regel auch
nur kleinen Gewinn. Heißt die
Devise „Klotzen statt Kle-
ckern“? Gewiss kann es das
nicht sein. Zielgenauer und
strategisch richtig dosierter
Mitteleinsatz verspricht gute
Wirkung.

Vor diesem Hintergrund ist die
Broschüre entstanden. Die für
die Wirtschaftsförderung einer
mittelgroßen Kommune ver-
antwortlichen Politiker sahen
klar und deutlich, dass eine
Neuausrichtung zwingend
war. Und zwar von Grund auf,
keine oberflächlichen Schön-
heitskorrekturen.
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Lesen Sie, hoffentlich mit viel
Spannung, wie man das The-
ma anging. Erfahren Sie, wie
es andere machen. Das ist
kein Rezeptbuch. Es ist ein
Beispiel, immer noch mit Ha-
ken und Ösen.

Aber es zeigt andererseits,
dass mit Gestaltungswillen viel
auf kommunaler Ebene erzielt
werden kann.

Düsseldorf, im Mai 2001

Roman Schneider, Geschäftsführender Gesellschafter
Schneider & Moritz Managementberatung GmbH
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I. Wirtschaftsförderung -

Zukunftssicherung als

kommunale Aufgabe
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Kommunale Wirtschaftsför-
derung erlebt derzeit bundes-
weit eine blühende Renais-
sance. Wirtschaftsförderungs-
und Stadtmarketinggesell-
schaften, Technologie- und
Gründerzentern, Stadtpla-
nungs- und Stadtentwick-
lungsgesellschaften sprießen
allerorten aus dem Boden -
die Kommunen befinden sich
im Gründerfieber.

Die Gründe für diese ehrgeizi-
gen Aktivitäten sind schnell
erfasst: Veränderungen der
wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen, Internationalisie-
rung und Globalisierung haben
weltweit den Wettbewerb um
attraktive Wirtschaftsstandorte
entbrennen lassen. Abwan-
derung und Niedergang alt-
eingesessener Industrien und
Geschäftszweige gefährden
Arbeitsplätze, während gleich-
zeitig steigende Sozialkosten
und sinkende Gewerbesteuer-
einnahmen den Handlungs-
spielraum der Kommunen bei
der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben immer stärker ein-
schränken. Zusätzlich be-

schneidet die Liberalisierung
der Energiemärkte früher mo-
nopolistisch garantierte kom-
munale Einnahmen, mit denen
in besseren Zeiten der ÖPNV
und andere (regelmäßig defi-
zitäre) Dienstleistungsange-
bote und Einrichtungen der
Daseinsvorsorge finanziert
wurden.

Folglich müssen neue Ein-
nahmequellen und neue Ar-
beitsplätze erschlossen wer-
den, um die knappe Finanzde-
cke der Kommunen wieder
aufzufüttern. Um in dem
Wettbewerb der Standorte zu
bestehen, liegt es nahe, den
vorhandenen und potenziellen
Ansiedlern einen neuen Rah-
men der Wirtschaftsförderung
zu geben.

Ist also kommunale Wirt-
schaftsförderung die erhoffte
Wunderwaffe gegen Arbeitslo-
sigkeit, Abwanderung und
sinkende Steuereinnahmen?
Die Antwort müsste wohl lau-
ten: „Es kommt darauf an!“
Denn bereits ein flüchtiger
Blick hinter die Kulissen zeigt,
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dass längst nicht jede Form
der Wirtschaftsförderung ihren
Namen verdient hat. Häufig
genug prangt das Schild der
Wirtschaftsförderung auf Mo-
gelpackungen, mit denen sich
so manche Kommunen um
ihre eigene Zukunft betrügt.

Hingegen zeigen andere Bei-
spiele, dass Wirtschaftsförde-
rung nachhaltig zur Prosperi-
tät und zum Wachstum ge-
samter Regionen führen kann.
Wenn nun erfolgreiche Wirt-
schaftsförderung aber kein
Zufallsprodukt sein sollte,
stellt sich zwangsläufig die
Frage, was denn eigentlich die
„Erfolgstreiber“ gelungener
Wirtschaftsförderung sind.

Wodurch unterscheidet sich
eine „Mogelpackung“ vom
„Erfolgskonzept“? Lassen sich
aus der Vielzahl der Modelle
bestimmte Verhaltens-
und/oder Organisationsmuster
herausfiltern, die, zusammen-
gefasst, als anwendungstaug-
liche „Gebrauchsanleitung“ zu
Rate gezogen werden kön-
nen? Diesen und anderen Fra-

gen hatten sich die Berater
von S-M-M zu stellen, als sie
im Frühjahr des Jahres 2000
von einer mittelgroßen, kreis-
freien Stadt gebeten wurden,
eine „Revitalisierungsstrate-
gie“ zur Wiederbelebung der
Wirtschaftsförderung zu ent-
wickeln.

Die Notwendigkeiten zur Re-
vitalisierung ergaben sich so-
wohl aus der Ausgangslage
der Stadt wie auch aus den
ehrgeizigen Zielen, die die
Stadtoberen zum weiteren
Ausbau der kommunalen Inf-
rastruktur ins Feld führten.

Gutgemeint waren der Wirt-
schaftsförderung Aufgaben
zugewiesen worden, die mit
der Wirtschaftsförderung im
Kern wenig zu tun hatten.
Hierzu gehörte z. B. die Ver-
waltung einer defizitären
Stadthallengesellschaft.
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Die Impulse zu einer inhalt-
lichen Neuausrichtung waren
den Entscheidern deutlich vor
Augen: Stop dem Wegzug von
Unternehmen, Befriedigung
von Ansprüchen der beste-
henden Unternehmen, Fokus-
sierung auf wenige Schlüssel-
industrien mit hoher Affinität
zur am Standort vorhandenen
Wirtschaftsstruktur, Optimie-
rung der Fördermöglichkeiten
bestehender und interessierter
Unternehmen.

Diese „Zwei-Flanken-Strate-
gie“ galt es zu formulieren
und auf die Bedürfnisse der
Stadt anzupassen.
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II. Welche Formen der

kommunalen Wirt-

schaftsförderung

gibt es?
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Ausgangspunkt der Überle-
gungen für das neue Wirt-
schaftsförderungskonzept war
eine eingehende Betrachtung
der existierenden „best practi-
ces“, um gegebenenfalls gute
Erfahrungen und Ansätze zu
übernehmen.

Mit „best practices“ sind in
diesem Zusammenhang Ver-
gleiche mit ähnlich großen
Kommunen im Bereich der
Gestaltung erfolgreicher Wirt-
schaftsförderung zu verste-
hen. Aus Überzeugungsgrün-
den sollten diese Vergleichs-
maßstäbe herangezogen wer-
den, um nicht rein theoreti-
schen Konstruktionen aufzu-
sitzen, die nachher in der
kommunalen Praxis nicht oder
nur unter erschwerten Bedin-
gungen umgesetzt werden.
Kurz um: jemand sollte bereits
bewiesen haben, dass es bes-
ser geht.

Der Erfolg der „best practices“
wurde an einem Vergleich des
Verhältnisses von finanziellem,
personellem und organisato-
rischem Aufwand einerseits
und der Quote von Neuan-
siedlungen, neugeschaffenen
Arbeitsplätzen und dem An-
stieg der Gewerbesteuerein-
nahmen andererseits bemes-
sen.

Es ist wirklich müßig, sich nur
im qualitativen Größenord-
nungen zu ergehen. Wichtig
war das richtige Verhältnis
von Aufwand, bewertet in DM,
zum zu erwartenden Nutzen,
hochgerechnet in DM. Nur bei
klarem monetären Nutzen
zeigt sich ein jedes Konzept
klar und deutlich. Von Ver-
sprechungen, wie z. B. „Stei-
gerung der Attraktivität für
ausländische Investoren“ kann
sich niemand etwas kaufen,
denn was steht schon hinter
diesen Floskeln?
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Obwohl die Entwicklungsstra-
tegien der einzelnen Kommu-
nen durchaus verschieden
sein können, geht es bei der
nachhaltigen wirtschaftlichen
Entwicklung auf kommunaler
Ebene im Grunde regelmäßig
um das gleiche Ziel: mit den
lokal verfügbaren Ressourcen
dauerhafte Wachstumsbedin-
gungen zu schaffen, um die
Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen der Bevölkerung zu ver-
bessern.

Die Liste der Maßnahmen, mit
denen diese Ziele erreicht
werden können, ist nahezu
endlos. Eine Auflistung würde
den Rahmen dieser Darstel-
lung sprengen, wäre im übri-
gen aber auch verfehlt.

Denn eine tiefergehende
Analyse zeigte, dass weniger
die jeweils ergriffenen Maßnah-
men, als vielmehr die da-
hinterliegende Konzeption, die
strategische Ausrichtung und
die gewählte Methodik der
Umsetzung Garant für den
späteren Erfolg waren:

 
Bei allen erfolgreichen
Konzepten zur Wirt-
schaftsförderung wur-
de ein integrierter An-
satz festgestellt. Nur
durch die Kooperation
aller Interessengrup-
pen können die Prob-
lemstellungen voll-
ständig erfasst und
maßgeschneiderte, ef-
fiziente Lösungen ent-
wickelt sowie „Insellö-
sungen“ vermieden
werden.

 

Erfolg zeigt sich dort,
wo nach dem Bottom-
up-Prinzip vorgegan-
gen wurde, indem also
die lokalen Kräfte in
den Mittelpunkt ge-
rückt wurden, insbe-
sondere bei der The-
matik „Bestandserhalt“
zeigte sich, dass nur
die Einbeziehung der
heimischen Wirtschaft
und ein gesundes Maß
an Bürgerbeteiligung
ermöglicht, ortsspezifi-
sche Probleme zu er-
kennen – und zu lösen.
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Neben der Institutiona-
lisierung der Wirt-
schaftsförderung wur-
de als ein weiterer Er-
folgsfaktor die Not-
wendigkeit identifiziert,
wesentliche Infra-
struktureinrichtungen
zu modernisieren, um
die Anziehungskraft
der Kommune für
Menschen und Unter-
nehmen zu verstärken.

 

Insbesondere für mit-
telständische Unter-
nehmen ist es unab-
lässig, dass seitens der
Verwaltung flexibel auf
die jeweiligen Bedürf-
nisse reagiert werden
kann. Lange Anlauf-
zeiten und Bürokratie
erfordern zu starke In-
vestitionen im Zeit und
Geld.

 
Allen Beteiligten müs-
sen langfristige Per-
spektiven eröffnet
werden, um die Pla-
nungssicherheit für
größere Investitionen
zu gewährleisten
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Damit ist eine grobe Klassifi-
zierung der Wirtschaftsförde-
rung möglich. Weniger im
strukturellen Sinn im Hinblick
auf deren Anbindung oder auf
deren innere Organisations-
struktur gilt es, sie zu diffe-
renzieren (Abb. 1).

Vielmehr ist der strategische
Angang, die Frage nach dem
„wie betreibt man kommunale
Wirtschaftsförderung erfolg-
reich?“ wichtig:

Abb. 1: Garanten erfolgreicher kommunaler Wirtschaftsförderung

Wirtschaftsfreundliche/ 
kompetente und 

entscheidungsfreudige 
Verwaltung bei klarer 

Verantwortung

Förderung des Unter-
nehmensbestandes vor 
Neuansiedlung (klare 
strategische Aussagen 

zur Gewinnung von 
Zustimmung)

Pluralistischer Ansatz 
(Kooperation der 

Interessengruppen)

Optimierung infra-
struktureller Gegeben-
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Einrichtungen, Sicher-
heit und Sauberkeit in 
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kommunaler 

Wirtschaftsförderung
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Neuansiedlung (klare 
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(Kooperation der 

Interessengruppen)
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struktureller Gegeben-
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Einrichtungen, Sicher-
heit und Sauberkeit in 

der Kommune etc.)
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erfolgreicher 
kommunaler 

Wirtschaftsförderung
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III. Neustrukturierung

einer kommunalen

Wirtschaftsförde-

rung am Fallbeispiel
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Vor dem Hintergrund der ein-
gangs beschriebenen verän-
derten allgemeinen Rahmen-
bedingungen entschloss sich
unser Auftraggeber, seine
sichtlich schlecht aufgestellte
Wirtschaftsförderung auf völlig
neue Füße zu stellen.

Die Ausgangslage

Wirtschaftlich hatte sich der
Standort in den letzten zehn
Jahren radikal verändert. Die
Lage war geprägt vom Weg-
zug etablierter Schlüsselin-
dustrien - insbesondere im
produzierenden Gewerbe -
und der Auflösung alliierter
militärischer Stützpunkte. Die
Folge waren der Verlust von
etwa 4.500 Arbeitsplätzen und
ein stetig wachsender Kauf-
kraftabfluss. Eine einschnei-
dende Reaktion der Wirt-
schaftsförderung war bislang
nicht erfolgt.

Die Stadt befand sich auf ei-
ner Spirale nach unten: Ab-
wanderung von Unternehmen
zog Abwanderung von mobi-
litätsbereiten Besserverdie-

nern nach sich. Die damit ein-
hergehende Senkung der
Kaufkraft führte zu langsamen
aber immer deutlicher spür-
baren Verschiebungen in der
Einzelhandelslandschaft nach
sich. Aus qualifizierten
Dienstleistungsunternehmen
wurden weniger qualifizierte
Anbieter, die mit anderen Ko-
stenstrukturen noch ihr Aus-
kommen hatten (z. B. Verlust
alteingesessener gastronomi-
scher Betriebe und Ersatz
durch ein multikulturelles
Fast-Food-Angebot). Und weil
sich die Situation immer wei-
ter verschlechterte, zogen
keine neuen Arbeitgeber zu,
noch viel schlimmer, einige
investitionsbereite Unterneh-
mer zogen wegen der stark
nachlassenden Standortat-
traktivität weg.

Organisatorisch war die Wirt-
schaftsförderung auf insge-
samt fünf Zuständigkeiten
verteilt, man befand sich eher
im Zustand der „organisierten
Unzuständigkeit“. Auf Grund
der mangelnden Abstimmung
gab es keine einheitliche Linie
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in der Zielkonzeption, dafür
aber eine Vielzahl ungebün-
delter Einzelinteressen. Be-
stimmte Aufgaben und  Zu-
ständigkeiten, die nach An-
sicht aller Beteiligten für ein
effektives Arbeiten zwingend
erforderlich gewesen wären,
waren nicht definiert bezie-
hungsweise zugeordnet. In
den Fachabteilungen
herrschte Resignation, weil sie
weder fachlich in die Zielab-
stimmung einbezogen, noch
ihre Anregungen umgesetzt
wurden. So waren beispiels-
weise die Liegenschaftsverwal-
tung wie auch das Stadt-
planungsamt von der Wirt-
schafsförderung weitest-
gehend abgekoppelt. In an-
deren wirtschaftsnahen Ein-
richtungen herrschte ein irra-
tionaler Glaube an alte Strate-
gien und absterbende Indu-
strien. Dementsprechend
wurde die geographisch ideale
Lage in der Nähe zu einer
Wirtschaftsmetropole und ei-
nem internationalen Flughafen
nicht ausreichend genutzt.
Die Lage war nicht rosig und
um mit Friedrich dem Großen

zu sprechen: „die Armut
kommt von der Pauvrität“.

Die Aufgabe

Ziel des Projektes war es, eine
Revitalisierungsstrategie der
Wirtschaftsförderung zu erar-
beiten und diese organisato-
risch abzubilden. Angesichts
der Komplexität des Themas
und der wenig ausgeprägten
Kommunikationskultur inner-
halb der Stadtverwaltung
wurde mit S-M-M ein in diesen
Fragen erfahrener Berater
hinzugezogen.

Das Projekt sollte drei wesent-
liche Blöcke umfassen:

 

Erarbeiten der Ziele
und Inhalte der kom-
munalen Wirtschafts-
förderung für die
nächsten Jahre im Sin-
ne einer strategischen
Schwerpunktsetzung

 

Hinterlegen dieser
strategischen Aufga-
ben mit Strukturen,
Prozessen und Abläu-
fen, Kompetenzen, Be-
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stimmung des qualita-
tiven und quantitativen
Personalbedarfs

 
Organisation der
Schnittstellen der neu-
gestalteten Wirt-
schaftsförderung zu
den Einheiten der
Stadtverwaltung

Der Lösungsansatz

Entsprechend der spezifischen
wirtschaftlichen Situation und
dem Zustand der Wirt-
schaftsförderung der Stadt
wurden in enger Abstimmung
mit allen relevanten Interes-
sengruppen zunächst einige
strategische Grundlinien für
die Ausrichtung der kommu-
nalen Wirtschaftsförderung
festgelegt.

Diese Grundlinien lauteten wie
folgt:

 

Die Förderung der be-
stehenden und ansäs-
sigen Unternehmen
soll eindeutigen Vor-
rang genießen!

 
Die Neuansiedlung von
Wirtschaftsunterneh-
men ist deutlich zu for-
cieren. Hierbei sollen
Schwerpunktbereiche
gebildet werden!

 

Großflächigen indus-
triellen Neuansiedlun-
gen wird eine Absage
erteilt. Ziel soll eine
Vielfalt kleiner Neuan-
siedler sein!

 

Die Verwaltung ordnet
sich in allen relevanten
Belangen – bei wohl-
wollender Wahrung
aller Vorschriften –
dem Begehren der
Wirtschaftsförderung
unter!

Bestandserhalt

Die Entscheidung für die vor-
rangige Förderung der  bereits
ansässigen Unternehmen
fußte auf der Erkenntnis, dass
der eigentliche Motor für das
anzustrebende Wachstum die
heimische Wirtschaft ist. Nur
unter Nutzung und Unterstüt-
zung der ansässigen Unter-
nehmen würde der Bestand
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mittelfristig erweitert werden
können. Dies wiederum setzte
neben der Optimierung der
„harten“ Standortfaktoren eine
gleichzeitige Steigerung der
Attraktivität der Stadt voraus.
Als Ergebnis einer Bürgerbe-
fragung ergaben sich nämlich
innerstädtische Defizite in den
Bereichen „Image“, „Kaufer-
lebnis“, „Kultur“, „Gastrono-
mie“, „Verkehr“ sowie „Sau-
berkeit und Sicherheit“ der
Innenstadt. Im Rahmen des
aktiven Bestandserhaltes sollte
einerseits den ansässigen Ar-
beitskräften ein gewisser
Standard an Infrastruktur und
Einkaufsmöglichkeiten gebo-
ten werden, zum anderen
musste dem seit Jahren zu
beobachtenden Abfluss städti-
scher Kaufkraft in das Umland
entgegengewirkt werden.

Die Bestandspflege erforderte
aber auch eine unmittelbare
Auseinandersetzung mit den
Wünschen und Erwartungen
der ansässigen Unternehmen.
Eine der dringendsten Forde-
rungen lag in der drastischen
Beschleunigung aller Verfah-

ren, die mit den Fragen von
Betriebsvergrößerungen und
-erweiterungen zusammen-
hängen. Darüber hinaus wur-
de im Gespräch mit der orts-
ansässigen Industrie- und
Handelskammer deutlich, dass
heimische Investoren nur bei
einem Mindestmaß an Pla-
nungssicherheit bereit sein
würden, in neue Arbeitsplätze
zu investieren. Dies setzte
wiederum eine Berechenbar-
keit der städtischen Maßnah-
men voraus.

Neuansiedlung

Die zweite grundlegende
Überlegung war, dass es unter
mittelfristigen Aspekten wenig
sinnvoll wäre, eine wahllos
breite Palette von Branchen
und Unternehmen anzuwer-
ben. Vielmehr einigte man
sich darauf, die Neuansiedlung
gezielt auf einige Schwer-
punktbereiche zu konzentrie-
ren. Hintergrund dieser Über-
legung war, dass nur die An-
siedlung sich ergänzender
Branchen zu den bereits be-
stehenden Branchenschwer-
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punkten die erforderliche Ver-
zahnung zur Nutzung von
Know-how-Synergien ermög-
lichen würde. Über die entste-
hende Sogwirkung des ange-
sammelten branchenspezi-
fischen Spezialwissens könn-
ten später weitere, ausge-
suchte Wachstumsbranchen
angezogen werden. Aufgabe
der Ansiedlungspolitik musste
es also sein, an den Schnitt-
stellen der ansässigen Indu-
strien zukunftsweisende Bran-
chen und Unternehmen aller
Wertschöpfungsebenen anzu-
siedeln. Dabei machte die
Existenz bestimmter Kern-
kompetenzen ein „Scharf-
schützenkonzept“, also die ge-
zielte Ansprache weiterer, sich
in die bestehende Branchen-
landschaft einfügender, an-
siedlungswilliger Unternehmen
möglich.

Diese gezielte Ansprache aus-
gewählter Unternehmen sollte
durch ein projektbegleitendes
Ansiedlungsmanagement
(Abb. 2) unterstützt werden.
Ziel dieses Ansiedlungsmana-
gements würde es sein, den
„passenden“ Gründer frühzei-
tig, beispielsweise durch in-
ternationales Standortmarke-
ting „abzuholen“ und den ei-
gentlichen Ansiedlungsprozess
auf ein Mindestmaß zu ver-
dichten.
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Abb. 2: Projektbegleitendes Ansiedlungsmanagement

Begleitung sollte das „Scharf-
schützenkonzept“ durch ein
internationales Standortmar-
keting erfahren. Das internati-
onale Standortmarketing,
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Auf Grund der hohen Grund-
stücks- und Mietpreise und
der hohen Nachfrage in der
benachbarten Metropole,

nicht zuletzt nach hochwerti-
gem, gleichzeitig aber bezahl-
barem Büroraum, waren diese
Überlegungen mehr als be-
gründet.

Abb. 3: Internationales Standortmarketing
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Internationales Standortmar-
keting setzt aber zunächst die
Existenz eines vermarktungs-
und konkurrenzfähigen Stand-
ortes voraus. Worin aber la-
gen die besonders hervorzu-
hebenden Standortspezifika
des Auftraggebers?

Fokus auf additive
Dienstleistungen

Die ausführlichen Gespräche
mit den Fachämtern zeigten,
dass die Stadt keinen Raum
mehr für großflächige Neuan-
siedlungen zur Verfügung
hatte. Zum einen war die
räumliche Ausdehnung er-
reicht, zum anderen stand
großflächigen Ansiedlungen
die Raumordnungsplanung
des Bundeslandes entgegen.
Dementsprechend sollte der
Fokus auf kleine Neuansiedler
gerichtet werden, und zwar in
der Form komplementärer und
additiver Ansiedlungen zu be-
stehenden Industrie- und
Dienstleistungskernen. Dies
erforderte in aller Regel die
Schaffung qualitativ hochwer-
tigen Büroraums mit entspre-

chenden Dienstleistungsangebo-
ten.

Um diesen Schritt auch mit Erfolg
zu unternehmen, war es die Auf-
gabe der am Projekt Beteiligten
herauszufinden, wie die soge-
nannten „Wertschöpfungsketten“
der vorhandenen Schlüsselindu-
strie ausgestaltet waren und wel-
che sinnvollen Möglichkeiten be-
standen, dass sich auf diesen
Wertschöpfungsketten neue Un-
ternehmen ansiedeln oder vor-
handene Unternehmen in diesen
Wertschöpfungsteilen zu expan-
dieren gedenken.

Als weiteres „Zugpferd“ würde
eine überdurchschnittliche An-
bindung aller Unternehmen an
ein stadtweites Unterstüt-
zungssystem zu schaffen sein,
um so die Integration der neuen
Unternehmen in die örtliche Wirt-
schaftswelt zu fördern („Rat der
Weisen“, Patenschaften, „busi-
ness angel“).
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Mitarbeit der Verwaltung

Allen Beteiligten war klar, dass
nur die optimale Zusammen-
arbeit aller Dienststellen der
Stadtverwaltung mit den
Kammern, Banken, dem „Rat
der Weisen“, den Investoren
und den ansiedlungswilligen
Un-ternehmen langfristige
Perspektiven sichern würden.
Für dieses „Ziehen aller Betei-
ligten an einem Strang“
musste man sich dementspre-
chend gegenüber der Ver-
waltung einer wohlwollenden
Ausübung der Ermessens-
spielräume für die gemeinsam
abgestimmte An-siedlungs-
politik vergewissern.
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IV. I nhalte und Maß-

nahmen zur Umsetzung

der strategischen Ziele
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Zunächst galt es, einen Maß-
nahmenkatalog zu entwerfen,
um die im Rahmen der Bür-
gerumfrage identifizierten
Defizite im Bereich der „wei-
chen“ Standortfaktoren zu
bekämpfen.

City-Safety-Management

Wie die erwähnte Umfrage
zeigte, hatte sich aus Bürger-
sicht die Gewährleistung der
Sicherheit in der Stadt mittler-
weile zu einer der vordring-
lichsten Gestaltungsaufgaben
der Kommune entwickelt. In
der Vergangenheit wurden die
„Sicherheitsinteressen“ der
Bürger insbesondere von Poli-
zei und Kommunalverwaltung
lückenlos wahrgenommen.
Aufgrund rückläufiger Perso-
nal- und Sachmittelzuweisung
wurde jedoch das Sicherheits-
bedürfnis der Bürger zuneh-
mend vernachlässigt. Klein-
kriminalität, Sachbeschädi-
gungen (Graffitis, Zerstörung
von Telefonzellen etc.), agres-
sives Betteln und Verwahrlo-
sung von Plätzen und Grün-
anlagen führten beim Bürger

zu der subjektiven Wahrnehmung
eines „Soges der Unordnung“.
City-Safety-Management (C-S-M)
bot eine Lösung, um die Sicher-
heit ihres Gemeinwesens zu ge-
stalten, indem sämtliche City-
Safety-Prozesse und –Strukturen
gebündelt und auf die spezifi-
schen lokalen Anforderungen
abgestimmt werden sollten.

City-Safety- Management stützt
sich auf die abgestimmte Zu-
sammenarbeit der vier tragenden
Säulen (Abb. 4): der Kommunal-
verwaltung, der privaten Sicher-
heitsdienste, der Bürger sowie
der (Vollzugs-)Polizei. Die Kom-
munalverwaltung bildet als Herrin
des Verfahrens die Steuerungs-
einheit, während die Bürger-
schaft in Zusammenarbeit mit
privaten Sicherheitsdiensten im
Rahmen ihrer ihnen zugewiese-
nen Aufgaben zur Entlastung der
Vollzugspolizei beitragen können.
Letztere wiederum steht den
anderen Einheiten beratend, un-
terstützend, aber im Einzelfall
auch mitwirkend zur Seite.
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Abb. 4: City-Safety-Management
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bestehende Zielkonflikte zu
lösen: bei Steigerung der Auf-
enthalts- und Einkaufsqualität
einerseits musste gleichzeitig
ein Ausgleich für mögliche
Einschränkungen des motori-
sierten Individualverkehrs ge-
schaffen werden. Erreichen
war dieses Ziel durch attrakti-
vitätssteigernde Maßnahmen
im Fahrrad-, Fuß- und Öffent-
lichen Personennahverkehr.

Um zu konsensfähigen Lösun-
gen zu gelangen, waren wie-
derum die Meinungen der Ent-
scheider vonnöten, die auch
den erforderlichen Einfluss zur
positiven Veränderung der Ist-
Zustände hatten. Verkehrspla-
ner, Ordnungsbehörde und
der örtliche ÖPNV-Anbieter
saßen mit den Vertretern des
Einzelhandels, der Kammer
und Bürgervertretern zusam-
men, um Ansätze zu diskutie-
ren, die verkehrspolitische
Attraktivität mittelfristig deut-
lich zu steigern.

Gastronomie und Kaufer-
lebnis

Ebenso wurde ein Maßnah-
menkatalog entwickelt, der es
ermöglichen würde, durch die
Erhöhung der Attraktivität der
Innenstadt gleichzeitig das
Kauferlebnis zu steigern, um
den erhöhten Anforderungen
an den Erlebniswert und an
das Ambiente der Innenstadt
(„Das Auge kauft mit!“) ge-
recht zu werden (Abb. 5).
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Imagebildung

Die besten Standortfaktoren
können nur wenig dazu bei-
tragen, die Region zum Anzie-
hungspunkt für die Wirtschaft
und kaufkräftiges Publikum zu
machen, wenn die Existenz
dieser Faktoren unbekannt
bleibt.

Diese Erkenntnis führte zu der
Überlegung, umfassend an
der Imagebildung der Stadt zu
arbeiten.

Abb. 5:  Durch Attraktivität der Innenstadt das Kauferlebnis steigern
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Das Stadtmarketing sollte auf
drei Säulen aufgebaut wer-
den: Das „Standortmarketing“
(als wesentliche Schnittstelle
zur Wirtschaftsförderung im
engeren Sinne) sollte die Auf-
gabe übernehmen, die „har-
ten“  Standortfaktoren wie
Infrastruktur, Know-how-
Transfer und Ansiedlungsma-
nagement zu „verkaufen“.

Mit „Tourismusmarketing“ und
„Citymarketing“ hingegen
sollte schwerpunktmäßig die
Vermarktung der Wohn- und
Lebensqualität, also der „wei-
chen“ Standortfaktoren wie
„Kauferlebnis“, „Sicherheit und
Sauberkeit“ und Freizeitwert
betrieben werden (Abb. 6).

Abb. 6: Elemente des Stadtmarketing
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Tourismusmarketing verfolgt
dabei das Ziel der Steigerung
der Ankünfte und Übernach-
tungen auswärtiger Gäste,
während City-Marketing sich
bei der Werbung auf das
Stadtzentrum als Mittelpunkt
und Identifikationsort der ge-
samten Stadt und der Region
konzentriert.

Die unterschiedlichen Marke-
tingziele – und damit verbun-
den die Notwendigkeit der
Ansprache verschiedener Ziel-
gruppen – führte zu der
Überlegung, dass nur ein aus-
gewogener Marketingmix aus
„klassischem“ Marketing (An-
noncen/Werbespots/Plakate)
und „Eventmarketing“ (z. B.
Kulturveranstaltungen, Open-
Air-Konzerte etc.) geeignet
sein würde, nachhaltig und
auf alle Zielgruppen einzuwir-
ken.

Personelle und organisato-
rische Ausstattung der
Wirtschaftsförderung

Vor der Klärung der Frage,
welche spezifischen Anforde-
rungen an die mit der Wirt-
schaftsförderung betrauten
Mitarbeiter zu stellen sein
würden, mussten zunächst die
jeweiligen Aufgabenbereiche
definiert werden. Dies wie-
derum machte es erforderlich,
zuvor das Organisationsprinzip
der neuen Wirtschaftsförde-
rung  festzulegen. Geprüft
wurde neben den „klassi-
schen“ Organisationsprinzipien
– zentralistisches und dezen-
trales Modell – eine Mischform
(Abb. 7).
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Abb. 7: Organisationsprinzipien
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wurde ein komplexer, inhalt-
lich sehr anspruchsvoller Ma-
nager unterschiedlichster Ein-
wirkungsmöglichkeiten der
Kommune. Eben diese Mehr-

dimensionalität ist es, die die-
ses Konzept prägt.

Abb. 8: Aufgaben und Verantwortungsbereiche in der neuen
Struktur
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• Präsentation als Wirtschaftsstandort

• Lotsenfunktion (Zusammenführung 
kooperationsinteressierter Unternehmen)

• Aufbau von Informations- und Kontakt-
netzwerken

• Schnittstellenfunktionen zwischen Hoch-
schulen und Unternehmen im Wissens-
transfer

• Entwicklung von serviceorientierten und 
zielgruppengerechten Technologie-
transferstellen

• Veranstaltung von Vorträgen und 
Fachmessen

• Wirtschaftsförderung erhält Budget
• integriert alle entsprechenden 

Dienstst. d. Stadt (z. B. Pressest.)
• Abst. m. „Rat der Weisen“ erford.
• bei wicht.Themen Mitentsch. d. OB

• Wirtschaftsförderung erhält Budget
• nutzt Fachwissen innerhalb der 

Verwaltung durch Integration in 
Projekte

• Wirtschaftsförderung stößt Themen 
an

• sorgt für die entsprechende 
Fachöffentlichkeit

• spürt Themen auf

Facility 
Management

Wirtschaftsförde-
rung i. e. S.

• Bereitstellen von Liegenschaften
• Entwicklung von Flächen
• Liegenschaftsmanagement
• Schnittstelle zu Bauamt

• Strategieentwicklung
• Projektgenerierung
• Subventionsfragen/ Förderprogramme
• Bewilligungen von Fördergeldern

• Fach-know-how liegt bei 
Hochbauamt/ Liegenschaften

• Wirtschaftsförderung greift auf 
know-how-Träger zu

• Wirtschaftsförderung ist  „Herr des 
Verfahrens“ 

• stimmt sich intensiv mit betroffenen 
Dienststellen bei Strategie und 
Budget ab
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Im Mittelpunkt der operativen
Arbeit der neuen Wirtschafts-
förderung sollten „Projekte“
stehen. Hintergrund dieser
Form der Prozessgestaltung
war die Überlegung, dass Vor-
haben der Wirtschaftsförde-
rung ab einer bestimmten
Größenordnung eine derartig

große organisatorische Kom-
plexität erreichen würden,
dass eine „herkömmliche“
Bearbeitung zu schnittstellen-
intensiv und zeitraubend aus-
fallen würde (Abb. 9).

Abb. 9: Matrixorganisation „Branchen- und Themenverantwortung“
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Die Strukturierung von Refera-
ten mit Branchenausrichtung
und –verantwortung ent-
sprach dabei den spezifischen
Bedürfnissen der Wirtschaft:
es ist ein klar bestimmbarer
Kreis von relevanten An-
sprechpartnern vorhanden, es
wird spezifisches Know-how
aus den jeweiligen Branchen
angesammelt, während sich
die strategische Ausrichtung in
den Kernbranchen in der Or-
ganisation widerspiegelt.

Die Wahl dieser Organisati-
onsform erforderte allerdings
eine Abkehr von der aufbauor-
ganisatorischen Orientierung
der Wirtschaftsförderung an
den verwaltungsinternen Ab-
läufen hin zu einer „Kunden-
orientierung“ im Sinne einer
Anpassung der Strukturen an
die Erwartungen und Bedürf-
nisse ansiedlungswilliger bzw.
wachsender, bereits vorhan-
dener Unternehmen. Die klare
Ausrichtung der einzelnen
Referate auf Schwerpunkt-
branchen dient dabei dem
Aufbau von speziellen Bezie-

hungsgeflechten in die jewei-
lige Unternehmer-„Szene“. Bei
der Zuordnung der Themen-
verantwortungen wurden in
einer Mischung aus „klas-
sischen“ und „modernen“ As-
pekten die Wirtschaftsför-
derungsthemen  „Citymarke-
ting“, „Kommunikation“,  „Fa-
cility Management“, „Tech-
nologietransfer“  und „Wirt-
schaftsförderung im engeren
Sinne“ unterschieden.

Die Projektarbeit sollte folgen-
dem Muster unterliegen: Je-
des Projekt hat einen defi-
nierten Projektverantwort-
lichen, der für die Zielerrei-
chung des jeweiligen Vorha-
bens verantwortlich ist. Dieser
Projektmanager ist gleichzeitig
der Manager aller Schnitt-
stellen, die mit dem spezifi-
schen Begehren der Wirtschaft
zusammenhängen. Er ist der
Informationsmittelpunkt, er
dokumentiert die Ergebnisse
und er ist es auch, der für die
abschließende Umsetzung der
Ergebnisse verantwortlich ist.
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Bei größeren Projekten ist er
auch für das Projektcontrolling
und das Erstellen von „Abwei-
chungsanalysen“ und der ent-
sprechenden Gegensteue-
rungsmaßnahmen zuständig.

Mit einem Neustart gleich-
zeitig auch die gesell-
schaftsrechtlichen Ver-
hältnisse ordnen

Die Einführung einer neuen
Einheit „Wirtschaftsförderung“
sollte gleichzeitig als Gelegen-
heit genutzt werden, die ge-
samten gesellschaftsrecht-
lichen Verhältnisse im Umfeld
der Wirtschaftsförderung auf
den Prüfstand zu stellen und
gegebenenfalls neu zu ord-
nen. Vorausgehen musste
dieser Neuordnung die Klä-
rung der grundsätzlichen Fra-
ge, ob die neue Wirtschaftför-
derung voll in die Verwaltung
integriert werden sollte, oder
ob deren Aufgaben von einer
selbständigen Gesellschaft zu
erbringen sind.

Eine Ämterlösung würde vor
allem dem Wunsch der politi-
schen Führung entsprechen
können, direkten Einfluss auf
die wesentlichen Entscheidun-
gen der Wirtschaftsförderung
zu haben.

Nachteilig würden sich dage-
gen möglicherweise die starke
Bindung an haushalts- und ta-
rifrechtliche Vorschriften aus-
wirken können, letztere insbe-
sondere bei der Rekrutierung
neuer qualifizierter Mitarbeiter
aus der Wirtschaft. Eine ei-
genständige GmbH würde
andererseits einigen organi-
satorischen Mehraufwand
nach sich ziehen und würde
unter Umständen der Gefahr
ausgesetzt sein, ein zu starkes
Eigenleben zu entwickeln und
von den einzubindenden Äm-
tern nicht akzeptiert zu wer-
den.
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Nach umfassender Abwägung
der hier nur ansatzweise skiz-
zierten Vor- und Nachteile
wurde eine Mischform ge-
wählt.

Der Leiter der Wirtschaftsför-
derung würde als Stabstelle
dem direkten „Zugriff“  des
Oberbürgermeisters unterlie-
gen, gleichzeitig über einen
Zusatzvertrag als Geschäfts-
führer der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft agieren.

Alle anderen Mitarbeiter wür-
den ausschließlich als Ange-
stellte einer Wirtschaftsförde-
rungs-GmbH beschäftigt wer-
den. Diese Lösung war in der
Lage, die Vorteile der GmbH-
Lösung mit den wesentlichen
Vorzügen der Ämterlösung zu
kombinieren und ließ zusätz-
lich eine Minderung der Bela-
stungen für die Stadt durch
einen Ausgleich über den
steuerlichen Querverbund zu.
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Köpfe entscheiden, wir
über uns

Die Beratung und Unterstüt-
zung von Entscheidern in
Wirtschaft, Politik und Ver-
waltung hängt in aller Regel
von den handelnden Köpfen
ab. Sie verkörpern das Wissen
um das Entscheidungs-
verhalten und die –notwendig-
keiten. Wegen ihrer hohen
persönlichen Integrität und
ihrer fachlichen Kompetenz
werden die handelnden Per-
sönlichkeiten in die Nähe des
Zentrums von Entscheidungen
gestellt.

Das Vertrauen in die S-M-M-
Berater und in deren Fähig-
keit, Entscheidungen auf den
Punkt zu bringen, ist die Basis
der Beratungstätigkeit für un-
sere Klienten. Methodische
Kompetenz und breite Erfah-
rung in der Umsetzung von
diffizilen Aufgabenstellungen
zeichnen die Berater aus, die
sich um die Bearbeitung der
Mandate kümmern.

S-M-M-Berater sind Volks- und
Betriebswirte, Ingenieure,
Physiker und Juristen. Sie alle
zeichnet aus, dass sie in ihren
jeweiligen Tätigkeitsgebieten
über Kenntnisse verfügen, die
Probleme sehr konsequent
auflösen.

Die S-M-M-Geschäftsführer
waren fast zwei Jahrzehnte als
Consultants bei namhaften
großen und internationalen
Beratungsgesellschaften in
Managementpositionen tätig.
Insbesondere verfügt S-M-M
über profunde Umsetzungs-
erfahrungen, denn nur die
Realisierung der Potenziale
nutzt den Klienten.
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Roman Schneider, Dipl.-Ök., Dipl.-Betriebswirt, hat in den letzten
20 Jahren ca. 150 Projekte zur strategisch-organisatorischen Neu-
ausrichtung durchgeführt. Als Principal von Roland Berger & Partner
hat er zahlreiche große Projekte verantwortet, die in aller Regel mit
umfangreichen Transformationen zusammenhingen. Zuletzt als
Partner von Dr. Wieselhuber & Partner war Herr Schneider verant-
wortlich für die „Public Services“. Im Rahmen dieser Verantwortung
betreute er das dargestellte Projekt.

RA Jörn Peter Maurer, Mag. rer. publ., hat, nachdem er in Speyer
bei Professor Hermann Hill zusätzlich zu seinem zweiten juristischen
Staatsexamen den Magister der Verwaltungswissenschaft ablegte,
als Assistent der Projektleitung bei der Bertelsmann-Stiftung gear-
beitet. Er beschäftigte sich intensiv mit den Fragen der Steuerung
von öffentlichen Organisationen im Bereich von Kommunen und
Kreisen. Als Berater bei S-M-M hat Herr Maurer das Projekt beglei-
tet, das dieser Broschüre zugrunde liegt.

Schneider & Moritz Managementberatung GmbH (S-M-M) mit Sitz in
Düsseldorf ist eine auf alle strategisch-organisatorischen Fragen im
Bereich „Public Services“ und „Finanzdienstleister“ fokussierte Bera-
tungsgesellschaft. Schwerpunkte der Arbeiten von S-M-M liegen im
Bereich Umsetzungsmanagement und Unternehmenstransformation.


